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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5a/5 R 532/06 B 
 
L 6 R 191/06 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 4 RA 155/04 (SG Trier) 
 
 
 
 
……………………………………….. , 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ...................................................... 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 5a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Oktober 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und die 

Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 4. Oktober 2006 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 4.10.2006 hat das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) einen 

Anspruch der Klägerin auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint und zur 

Begründung im Wesentlichen ausgeführt: Die Voraussetzungen für den geltend gemachten 

Rentenanspruch seien nicht erfüllt. Die Klägerin könne jedenfalls noch leichte Tätigkeiten voll-

schichtig ausüben. Sowohl gesundheitlich als auch sozial seien ihr Tätigkeiten als Bürohilfskraft 

oder einfache Pförtnerin zumutbar. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat die Klägerin beim Bundesso-

zialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil die geltend gemachten Zulassungsgründe nicht ordnungsge-

mäß dargetan worden sind (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegrün-

dung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin hält die Fragen für grundsätzlich bedeutsam, ob sie "aufgrund ihres 

Erkrankungsbildes auf psychiatrisch-neurologischem Fachgebiet noch Publikumsverkehr 

zugänglich ist und ob die Klägerin damit im Rahmen einer Erwerbsminderungsrente bei 

Berufsunfähigkeit auf die Tätigkeiten einer einfachen Pförtnerin, einer Verwaltungsangestellten 

für Bürohilfstätigkeiten im kaufmännisch-verwaltenden Bereich von Handels- und 

Wirtschaftsunternehmen oder als Verwaltungsangestellte für Bürohilfstätigkeiten bei Behörden 

verweisbar ist."  
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Mit dieser Fragestellung hat die Klägerin keine Rechtsfragen sondern nur Tatsachenfragen auf-

geworfen, über die in ihrem Einzelfall zu entscheiden war. Mit diesen Fragen wie auch mit 

ihrem übrigen Vorbringen wendet sich die Klägerin letztlich gegen die vom LSG vorgenommene 

Beweiswürdigung und damit gegen die Richtigkeit der Berufungsentscheidung. Auf solches 

Vorbringen kann jedoch gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG eine Nichtzulassungsbe-

schwerde nicht gestützt werden. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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